
Datum: 28.08.2025
Zahl: A/9600/2025
Abteilung: Bauverwaltung
Sachbearbeiter: DI Mag. (FH) Silvia Lenz
Durchwahl: 120

Ausgleichsabgabe Kinderspielplätze; Verordnung des Richtwertes gemäß § 50 Abs. 2 
BauTG 2015 idgF

VERORDNUNG

der Gemeindevertretung der Stadt Zell am See, beschlossen in der Sitzung am 18.08.2025 
über die Festlegung des Richtwertes für die Ausgleichsabgabe für nicht zu errichtende 
Kinderspielplätze gemäß § 50 Abs. 2 BauTG 2015 idgF verordnet wird:

§ 1

Die Stadtgemeinde Zell am See erhebt aufgrund der Ermächtigung des § 50 Abs. 1 Salzburger 
Bautechnikgesetz 2015, LGBl. Nr. 1/2016 (kurz BauTG 2015) eine Ausgleichsabgabe für nicht 
zu errichtende Kinderspielplätze nach den Bestimmungen dieses Gesetzes. 

§ 2

Die Ausgleichsabgabe wird einmalig für jeden Kinderspielplatz, der gemäß § 35 Abs. 1 in 
Verbindung mit § 36 des BauTG 2015 nicht errichtet wird vorgeschrieben.

§ 3

Die Höhe der Ausgleichsabgabe errechnet sich durch Multiplikation jener Fläche in m², welche 
gemäß § 36 Abs. 3 und 4 BauTG 2015 von der Baubehörde im Bewilligungsverfahren 
bestimmt wird, mit dem Richtwert. 
Die Höhe des Richtwertes beträgt € 614,00 für einen Quadratmeter.

§ 4

Abgabenpflichtiger ist Inhaber (Bauherr oder Bauherrin) des Bescheides, mit dem die 
Baubehörde die Ausnahme zur Errichtung des Kinderspielplatzes für Kleinkinder bewilligt hat. 

§ 5

Die Ausgleichsabgabe ist für die Finanzierung von Spielplätzen zu verwenden.



§ 6

Die Ausgleichsabgabe ist dem Bauherrn bzw. der Bauherrin bei Eintritt der Rechtskraft der 
Ausnahme mittels Bescheid vorzuschreiben. 
Die Ausgleichsabgabe ist binnen eines Monats nach Zustellung des Bescheides zu entrichten 
(Abgabenfälligkeitspunkt).
Die Ausgleichsabgabe ist demjenigen, der sie entrichtet hat, oder dessen ausgewiesenen 
Rechtsnachfolger zurückzuzahlen, wenn die Baubewilligung für das betreffende Bauvorhaben 
durch Verzicht oder sonst erloschen ist und die Baubehörde dies durch Bescheid festgestellt 
hat. Der Anspruch auf Rückerstattung erlischt, wenn er nicht innerhalb von drei Jahren ab 
Erlöschen der Baubewilligung geltend gemacht wird. 

§ 7

Diese Verordnung tritt nach Ablauf der Kundmachungsfrist von zwei Wochen in Rechtskraft. 

Für die Gemeindevertretung 
Der Stadt Zell am See
Der Bürgermeister

Andreas Wimmreuter

Angeschlagen am: 

Abgenommen am: 

j.fadinger
Hervorheben
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